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Politisch und rassistisch motivierter Terror 

Zur Ausschaltung der politischen und weltanschaulichen Gegner, überwiegend 
Sozialdemokraten und Kommunisten, wurde unter der beschönigenden Bezeichnung 
"Schutzhaftlager" am 18. März 1933 das erste württembergische Konzentrationslager Heuberg 
bei Stetten am kalten Markt eingerichtet. Als die Gebäude des KZ Heuberg, eine Kaserne des 1. 
Weltkriegs, für den Aufbau der Wehrmacht benötigt wurden, wurde das Lager zum Ende des 
Jahres 1933 geschlossen. Als Landes-KZ wurde ab November 1933 das "Württembergische 
Schutzhaftlager Oberer Kuhberg, Ulm/Donau" im Fort Oberer Kuhberg, einem um 1850 
gebauten Festungswerk der Bundesfestung Ulm, eingerichtet. Zwischen November 1933 bis zur 
Auflösung im Juli 1935 waren ungefähr 600 bis 800 Männer im Alter zwischen 17 und 71 
Jahren dort untergebracht, und zwar nicht im zentralen, der KZ-Verwaltung vorbehaltenen 
Reduit-Gebäude, sondern in den unterirdischen Kasematten-Laufgängen für Wachsoldaten. 
Diese waren - auch bei der Nutzung als Kriegsgefangenenlager - bisher nicht zur Unterbringung 
von Menschen verwendet worden.  
Unmittelbar nach der Machtergreifung begannen die Nationalsozialisten mit der Ausgrenzung 
der Juden und der Aberkennung ihrer bürgerlichen Rechte. Bereits im März 1933 fanden die 
ersten Boykottmaßnahmen gegen jüdische Geschäfte statt. Das Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 bestimmte, dass Beamte nicht "arischer" 
Abstammung in den Ruhestand zu versetzen seien. Das „Gesetz zum Schutz des deutschen 
Blutes und der deutschen Ehre“ von 1935 verbot die Ehe und den geschlechtlichen Verkehr 
zwischen „Ariern“ und Juden, das Reichsbürgergesetz aus demselben Jahr nahm den Juden die 
bürgerlichen und politischen Rechte. Daneben fanden hier in Ulm auf örtlicher Ebene zahlreiche 
weitere Diskriminierungen wie das Stadtbadverbot für Juden oder die Entfernung jüdischer 
Kinder aus den Volksschulen statt.  
Die Reichspogromnacht vom 9. auf den 10. November 1938, in der SA- und SS-Angehörige im 
ganzen Reich Synagogen und jüdisches Privateigentum zerstörten und Juden misshandelten, 
markierte den Übergang von der bisherigen rechtlichen und gesellschaftlichen Ausgrenzung zur 
systematischen gewaltsamen Verfolgung. Als Anlass wurde der Mordanschlag des Juden 
Herschel Grynszpan auf den deutschen Botschaftssekretär Ernst Eduard vom Rath in Paris von 
den Nationalsozialisten propagandistisch ausgenutzt. Die Ausschreitungen sollten nach dem 
Willen des Regimes als Ausbruch des Volkszorns aussehen. Ein in Ulm zuvor erlassenes 
Ausgehverbot für Juden stellte zudem sicher, dass die Juden in ihren Wohnungen blieben und 
den Trupps, die sie zu Hause aufsuchten, in die Hände fielen. Obwohl die Ulmer Synagoge in 
der Pogromnacht nur leicht beschädigt worden war, ließ die Stadtverwaltung die Synagoge 
Ende 1938 abbrechen. Die Abbruchkosten mussten von der jüdischen Gemeinde, die am 30. 
August 1939 formell aufgehoben wurde, übernommen werden. Zusätzlich mussten die 
deutschen Juden als „Sühneleistung“ für das Attentat von Paris eine Milliarde Reichsmark 
aufbringen; die Versicherungssummen für die Zerstörungen an der Synagoge und jüdischem 
Privateigentum gingen an das Reich. Mit der „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem 
deutschen Wirtschaftsleben“ vom 12.11.1938 wurde die Liquidation bzw. Arisierung jüdischer 
Geschäfte und Gewerbebetriebe verstärkt vorangetrieben. Nach den Ereignissen von November 
1938 setzte eine Auswanderungswelle ein. Die noch verbliebenen Juden wurden ab Frühjahr 
1939 in „Judenhäusern“ zusammengefasst.  
Ab dem 1. September 1941 mussten die Juden den Judenstern tragen. Außerdem wurde es 
ihnen verboten, ohne schriftliche Erlaubnis der Ortspolizeibehörde ihre Wohngemeinde zu 
verlassen. 
Nachdem Ende Oktober 1941 die Auswanderung untersagt wurde, setzten bald darauf die 
ersten Deportationen aus Württemberg ein. Unter dem Vorwand einer Ansiedlung im Osten 
wurden sie zunächst in das Sammellager auf dem Killesberg in Stuttgart gebracht und von dort 
in die Vernichtungslager deportiert. 
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Material 1: Presseberichte über Schutzhaftlager März/April 1933 

Ulmer Sturm vom 17.3.1933 (StA Ulm, G 5/62). 
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Ulmer Sturm vom 24.3.1933 (StA Ulm, G 5/62) 

Ulmer Sturm vom 24.4.1933 (StA Ulm, G 5/62). 

Zur Einschüchterung der Bevölkerung wurden in der Tagespresse immer wieder Berichte über 
die Einrichtung von "Schutzhaftlagern" bzw. Konzentrationslagern platziert. Die Zustände 
wurden jedoch sehr verharmlosend dargestellt. 
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Material 2: Ulmer Sturm vom 4.8.1933 (StA Ulm, G 5/62). 

Androhung von "Schutzhaft" für "verleumderische Nörgler". Als solche wurden generell alle 
Personen aufgefasst, die Kritik an den bestehenden Verhältnissen zu äußern wagten. 
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Material 3: Öffentliche Beschämung 1940 (StA Ulm, G 7/3.1 1940.8.0). 

Der 19jährigen Anna R. wurden auf dem Ulmer Marktplatz Ende August 1940 wegen ihrer 
Beziehung zu einem französischen Kriegsgefangenen öffentlich die Haare abgeschnitten. Ende 
des Jahres wurde sie zu einem Jahr Zuchthaus und zwei Jahren Ehrverlust verurteilt. 
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Ulmer Tagblatt/Ulmer Sturm vom 28.09.1940 (StA Ulm, G 5/62). 
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Material 4: Boykottaufruf an der Firma Wohlwert „Volksbedarf“ in der Langen Straße 
20, 20.3.1933  (StA Ulm, H Keil Nr. 11). 
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Material 5: Ausschluss jüdischer Firmen und Geschäfte bei der Vergabe von Aufträgen 

(StA Ulm, B 603/3 Nr. 19). 



10 

Material 6: Antrag auf Einrichtung einer „Judenschule“ in Ulm. Eine „Judenschule“ 
wurde am 1. Juni 1936 im Gebäude Weinhof 3 eröffnet (StA Ulm, B 377/02 Nr. 6). 
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Material 7: Badeverbot für Juden im Stadtbad (StA Ulm, B 743/19 Nr. 1). 
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Material 8: Bereits vor der Reichspogromnacht, im Oktober 1938, wurden im 
Gemeinderat erste Überlegungen zum Abbruch der Synagoge angestellt (StA Ulm, B 
377/40 Nr. 2). 
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Material 9: Synagoge kurz vor Beginn der Abbrucharbeiten am 18.11.1938 

(StA Ulm, B 377/40 Nr. 2). 
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Material 10: Auszüge aus Untersuchungsakten des Landgerichts Ravensburg von 1946 
gegen Beteiligte an der Zerstörung der Ulmer Synagoge in der Nacht vom 9. auf den 10. 
November 1938 (StA Ulm, H Keil Nr. 1/3). 
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Formen des Widerstands 

In allen Phasen der NS-Herrschaft gab es Formen von Verweigerung und Widerstand. 
Diese gingen aus von sehr verschiedenartigen Gruppen oder Einzelnen, geschahen aus sehr 
unterschiedlicher Motivation (politisch, weltanschaulich, religiös), nahmen sehr verschiedene 
Formen an und waren von unterschiedlicher Wirksamkeit. Die Bandbreite widerständiger 
Verhaltensformen reicht von der Verweigerung des Hitler-Grußes bis hin zu Attentats- und 
Umsturzplänen. 
Die Terrormaßnahmen des Regimes richteten sich zunächst vor allem gegen die politischen 
Gegner aus den Arbeiterparteien, zu allererst gegen die Kommunisten, deren 
Reichstagsabgeordnete bereits nach dem Reichstagsbrand in sogenannte „Schutzhaft“ 
genommen wurden. Die SPD wurde am 22. Juni 1933 verboten, so dass Widerstandsaktionen 
der Arbeiterbewegung nur noch aus dem Untergrund heraus unternommen werden konnten. 
Diese Aktivitäten bestanden unter anderem in regimekritischer Flugblattpropaganda sowie der 
Planung von Sabotageakten. In der Region Ulm/Neu-Ulm waren sowohl die „Revolutionären 
Sozialisten“ als auch Mitglieder der „Sozialistischen Arbeiterpartei“, einer linken Abspaltung der 
SPD, aktiv. Im September 1934 verurteilte das Stuttgarter Oberlandesgericht sieben SAP-
Anhänger wegen Hochverrats zu mehrjährigen Haftstrafen, unter ihnen den Ulmer Wilhelm 
Sauter, der bis Kriegsausbruch in Dachau in Schutzhaft gehalten wurde. Auch Kommunisten, 
unter ihnen Mitglieder des „Kommunistischen Jugendverbandes Deutschlands“, enfalteten 
Aktivitäten im Untergrund. Der in Verbindung zum KJVD stehende Ernst Bauer verbreitete 
illegale KPD-Broschüren und versuchte, kommunistische, sozialistische und christliche 
Widerständler zu vernetzen.  
Auch aus den Kirchen, die dem Nationalsozialismus insgesamt keineswegs als 
Widerstandsorganisationen begegneten, gab es verschiedene Formen des Protests. Die 
evangelische Kirche spaltete sich schon bald in die regimefreundlichen Deutschen Christen und 
die kritische Bekennende Kirche. Spuren zog die Bekennende Kirche auch in Ulm, erstmals auf 
dem Bekenntnistag 1934, auf dem bereits Tendenzen sichtbar wurden, die wenig später in das 
regimekritische Barmer Bekenntnis mündeten. Eine unfreundliche Geste gegenüber dem Regime 
gab es im Jahr 1935, als Reichsbischof Ludwig Müller, Vertreter der Deutschen Christen, der 
Auftritt im Ulmer Münster verwehrt wurde. In einem mutigen Schreiben an den 
Oberbürgermeister nahm Stadtvikar Metzger zum Besuch Müllers in Ulm Stellung.  
Das kritische Potenzial der katholischen Kirche versuchten die Nationalsozialisten mit dem 
Reichskonkordat auszutrocknen, welches die Zusage politischer Enthaltsamkeit seitens der 
Kirche mit weit gehenden Bestandsgarantien für kirchliche Einrichtungen erkaufte. Widerstand 
innerhalb der katholischen Kirche war somit überwiegend auf die Abwehr von Übergriffen auf 
kirchliche Besitzstände konzentriert. So auch in Ulm. Als in den Jahren 1936/37 vom Staat den 
Konfessionsschulen die Grundlage entzogen wurde, erhob sich Protest beim Söflinger Pfarrer 
Franz Weiß. Weiß fiel allerdings auch sonst durch regimekritische Äußerungen auf, was ihm eine 
Gefängnisstrafe und schließlich die Ausweisung aus seinem Wirkungskreis einbrachte. Kritische 
Stimmen etwa gegenüber den Diskriminierungs- und Terrormaßnahmen gegen die Ulmer Juden, 
waren aus lokalen Kirchenkreisen nicht zu vernehmen. Als die nazistischen Verbrechen während 
des Krieges neue Dimensionen annahmen, gab es allerdings zunehmend offene Kritik aus 
höheren Kirchenkreisen, etwa durch den Münsteraner Bischof Graf von Galen, der die 
Ermordung von Behinderten durch das nationalsozialistische Euthanasie-Programm anprangerte. 

Auch unter Jugendlichen und Studenten gab es oppositionelles Denken und Handeln. Der Ulmer 
Abiturient Heinz Brenner vervielfältigte mit anderen 1941 von Galens regimekritische Predigten 
und verteilte sie in Ulm. Empfänger war auch die Ulmer Familie Scholl, die schon als Anlaufstelle 
für die kritische Jugend fungierte. Aus dieser Familie gingen schließlich zwei der prominentesten 
aktiven Mitglieder des deutschen Widerstands hervor: Hans und Sophie Scholl. Als Mitglieder 
der „Weißen Rose“ verbreiteten die in München studierenden Geschwister seit dem Jahr 1942 
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regimefeindliche Flugblätter, bis sie nach einer Aktion im Lichthof der Münchener Universität 
verhaftet und vier Tage später am 22. Februar 1943 wegen Hochverrats hingerichtet wurden. 
Unterstützung erfuhr die „Weiße Rose“ von einer Reihe junger Ulmer um Hans Hirzel, der mit 
Franz Joseph Müller die von Sophie Scholl von München nach Ulm transportierten Exemplare 
des 5. Flugblatts in der Orgelstube der Martin-Luther-Kirche postfertig machte. Susanne Hirzel 
half die Flugblätter in Stuttgart zu verteilen. Auch Heiner Guter und wiederum Heinz Brenner 
gehörten der schon länger oppositionellen Gruppe an. 
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Material 1: Bericht im Ulmer Sturm über die Verhaftung einer kommunistischen 
Widerstandsgruppe im Gögglinger Wald, Oktober 1933 (StA Ulm, G 5 62 vom 
24.10.1933).  



Material 2: Auszug aus der Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim Stuttgarter 
Oberlandesgericht gegen Wilhelm Sauter, Henriette Eberle, beide wohnhaft Ulm, 
Seelengraben 21, Hermann Rudolf Hupp, wohnhaft Neu-Ulm, Moltkestr. 7, und acht 
weitere Angeklagte aus Württemberg vom 25. Juli 1934 

Es wird beantragt, 

„die Hauptverhandlung anzuordnen je wegen eines gemeinschaftlichen Verbrechens zum 
Hochverrat im Sinne der §§ 81, Abs.1, Ziff.2, 86 StGBs alter Fassung, in Verbindung mit § 47 
StGBs., in Tateinheit mit je 1 gemeinschaftlichen Verbrechen i.S. des § 2 des Gesetzes gegen die 
Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1934 (RGBl. I, S.479), aufgrund der Anklage, sie haben im 
Laufe des Jahres 1933 an verschiedenen Orten, insbesondere in Stuttgart und Ulm, 
gemeinschaftlich das hochverräterische Unternehmen, die Verfassung des Deutschen Reiches 
gewaltsam zu verändern, durch Vorbereitungshandlungen betätigt und in Tateinheit hiemit es 
unternommen, den organisatorischen Zusammenhalt einer anderen Partei als der NSDAP 
aufrecht zu erhalten, indem sie die illegal weiterbestehende Sozialistische Arbeiterpartei (SAP) 
sowie deren Jugendorganisation, den sozialistischen Jugendverband (SJV) aufrecht erhielten und 
ausbauten mit dem Endzweck, auf gewaltsamen Wege die Diktatur des Proletariats 
einzuführen.“ 

(Kopie in: DZOK R 1 136 – Sauter) 
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Material 3: Auszug aus der Ulmer Erklärung vom 22.04.1934, Fassung Landeskirchliches 
Archiv Nürnberg 

Im Namen des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes. 

Wir versammelten Vertreter der württ. und bayrischen Landeskirchen, der freien 
Synoden im Rheinland, in Westphalen und Brandenburg, sowie vieler bekennender 
Gemeinden und Christen in ganz Deutschland erklären als  rechtmäßige evangelische 
Kirche Deutschlands vor dieser Gemeinde und der gesamten Christenheit: 

Auf uns lastet die schwere Sorge um die D.E.K. Zwar hat die Reichskirchenregierung in 
ihren neuesten Verordnungen und Gesetzen vom Frieden geredet. Ihre Taten stehen zu 
diesen Erklärungen im Widerspruch. Sie offenbaren,  dass dieser „Friedenswille" nicht 
aus Gottes Wort und Geist geboren  ist. 

Man kann nicht Frieden verkündigen und unmittelbar darnach einer bekenntnismässig 
gebundenen Landeskirche wie der württembergischen Gewalt antun. Das aber ist 
geschehen durch das Kirchengesetz des Reichsbischofs, das im Widerspruch zu der 
Verfassung der D.E.K. den Zusammentritt des württ. Landeskirchentages verhindert hat. 
Um der dauernden Gefährdung des Bekenntnisses und der Kirche willen, auch um der 
Wahrhaftigkeit willen stellen wir uns der Christenheit und allen, die es hören wollen, 
dar, als eine Einheit, die durch die Kraft Gottes treu zum Bekenntnis zu stehen gedenkt, 
obschon wir damit  rechnen müssen, dass uns dadurch viel Not erwachsen wird.  Wir 
versammelten Kirchenführer, Vertreter freier Synoden und Abgeordnete vieler 
Gemeinden und Christen in deutschen Gauen sind aber in Gottes Wort getrost und 
freudig, alles auf uns zu nehmen, was Gott uns auferlegt, - komme, was da volle, damit 
das Kreuz Christi wirklich das Leben der Kirche beherrsche. Daran werden wir uns auch 
nicht hindern lassen, wenn weiterhin die ganze deutsche Oeffentlichkeit so irregeleitet 
werden sollte, wie neuerdings über die kirchlichen Zustände in Württemberg. Entgegen 
der Darstellung der Reichskirchenregierung stellten mir fest, dass von einem schweren 
kirchenpolitischen Zwist in der Württembergischen Landeskirche nicht die Rede sein 
konnte. Auch was sonst über den Besuch des Reichsbischofs in Württemberg gesagt 
worden ist, entspricht nicht den Tatsachen. Der Reichsbischof hat den 
württembergischen Landesbischof weder gesehen noch gesprochen. Wir gedenken mit 
Gottes Hilfe der Anwendung von Gewalt und übler Nachrede das Wort Gottes und das 
Bekenntnis unserer Kirche in Wort und Tat entgegenzusetzen, in der gewissen 
Zuversicht, dass Gott seine Sache nicht verlassen wird. 

Die unausgesprochene Absicht der Reichskirchenregierung bei  ihrer Verordnung zur 
Wiederherstellung des kirchlichen Friedens  in Württemberg war offenbar nicht die 
Herbeiführung des wahren Friedens  innerhalb der Reichskirche, sondern die 
gewaltsame Niederkämpfung eines der letzten Bollwerke der Bekenntniskirche in 
Deutschland. Wir bezeugen: Die D.E.K.  muss den Segen Gottes verlieren,  wenn sie so 
der Unwahrheit Raum gibt. Sie muss in Unordnung versinken, wenn in dieser Weise die 
oberste Kirchenleitung selbst die Würde und Autorität des Leiters einer Landeskirche 
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untergräbt und die Gemeinden geistlich und rechtlich entmündigt. Darum rufen wir 
auch alle Gemeinden, Älteste und Kirchengemeinderäte, Kirchenvorsteher und Pfarrer 
auf, mit uns zusammen zu stehen gegen solche Gefährdung der Kirche. Aller 
Verschleierung zum Trotz bezeugen wir: Das Bekenntnis ist in dar D.E.K. in Gefahr! Das 
geistliche Amt wird seines Ansehens durch die Deutschen Christen und ihre Duldung 
durch die oberste Kirchenbehörde beraubt. Das Handeln der Reichskirchenregierung hat 
seit langer Zeit keine Rechtsgrundlage mehr. Es geschieht Gewalt und Unrecht, gegen 
welche alle wahren Christen beten und das Wort bezeugen müssen. Als eine 
Gemeinschaft entschlossener, dem Herren Christus gehorsamer Kämpfer bitten wir Gott 
den Allmächtigen, er möge allen Christen die Augen auftun, dass sie die Gefahr sehen, 
welche unserer teuren Kirche droht. Er möge uns nicht wanken lassen, dass wir zu 
seiner Ehre und in seinem Dienst fest bleiben, auch alles tun, was er von uns an Treue 
und Gefolgschaft gegen Volk und Staat verlangt. Pfarrer und Gemeinden der 
Württembergischen Landeskirche schart euch um euren Landesbischof! Ihr Christen 
deutscher Zunge, steht mit uns allen zusammen, fest gegründet auf Gottes Wort, 
unverrückt im Gebet, freudig im Glauben und in der Liebe. Dann wird von diesem Tage 
Segen kommen auf unsere ganze Kirche und unser ganzes Volk! Das walte Gott! 
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Material 4: Schreiben von Stadtvikar Metzger an OB Foerster vom 14.5.1935 (StA Ulm, B 
370/0 Nr. 2). 
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Material 5: Notiz aus dem Ulmer Tagblatt vom 29.06.1939 über die Verurteilung von 
Pfarrer Weiß (StA Ulm, G 5 52). 



Material 6: Auszüge aus dem fünften Flugblatt der Weißen Rose. Nach einem Entwurf 
von Hans Scholl und Alexander Schmorell mit Korrekturen von Kurt Huber, Januar 1943. 

Aufruf an alle Deutsche! 

Der Krieg geht seinem sicheren Ende entgegen. Wie im Jahre 1918 versucht die deutsche 
Regierung alle Aufmerksamkeit auf die wachsende U-Boot-Gefahr zu lenken, während im Osten 
die Armeen unaufhörlich zurückströmen, im Westen die Invasion erwartet wird. Die Rüstung 
Amerikas hat ihren Höhepunkt noch nicht erreicht, aber heute schon übertrifft sie alles in der 
Geschichte seither Dagewesene. Mit mathematischer Sicherheit führt Hitler das deutsche Volk in 
den Abgrund. Hitler kann den Krieg nicht gewinnen, nur noch verlängern! Seine und seiner Helfer 
Schuld hat jedes Maß unendlich überschritten. Die gerechte Strafe rückt näher und näher! 

Was aber tut das deutsche Volk? Es sieht nicht und es hört nicht. Blindlings folgt es seinen 
Verführern ins Verderben. [...] Ich kämpfe bis zum letzten Mann, sagt Hitler - indes ist der Krieg 
bereits verloren. 

Deutsche! Wollt Ihr und Eure Kinder dasselbe Schicksal erleiden, das den Juden widerfahren ist? 
Wollt Ihr mit dem gleichen Maße gemessen werden wie Eure Verführer? Sollen wir auf ewig das 
von aller Welt gehaßte und ausgestoßene Volk sein? Nein! Darum trennt Euch von dem 
nationalsozialistischen Untermenschentum! Beweist durch die Tat, daß Ihr anders denkt! Ein 
neuer Befreiungskrieg bricht an. Der bessere Teil des Volkes kämpft auf unserer Seite. Zerreißt 
den Mantel der Gleichgültigkeit, den Ihr um Euer Herz gelegt! Entscheidet Euch, ehe es zu spät 
ist! Glaubt nicht der nationalsozialistischen Propaganda, die Euch den Bolschewistenschreck in 
die Glieder gejagt hat! Glaubt nicht, daß Deutschlands Heil mit dem Sieg des 
Nationalsozialismus auf Gedeih und Verderben verbunden sei! Ein Verbrechertum kann keinen 
deutschen Sieg erringen. Trennt Euch rechtzeitig von allem, was mit dem Nationalsozialismus 
zusammenhängt! Nachher wird ein schreckliches, aber gerechtes Gericht kommen über die, so 
sich feig und unentschlossen verborgen hielten. 

Was lehrt uns der Ausgang dieses Krieges, der nie ein nationaler war? 

Der imperialistische Machtgedanke muß, von welcher Seite er auch kommen möge, für alle Zeit 
unschädlich gemacht werden. Ein einseitiger preußischer Militarismus darf nie mehr zur Macht 
gelangen. Nur in großzügiger Zusammenarbeit der europäischen Völker kann der Boden 
geschaffen werden, auf welchem ein neuer Aufbau möglich sein wird. Jede zentral istische 
Gewalt, wie sie der preußische Staat in Deutschland und Europa auszuüben versucht hat, muß 
im Keime erstickt werden. [...] Nur eine gesunde föderalistische Staatenordnung vermag heute 
noch das geschwächte Europa mit neuem Leben zu erfüllen. Die Arbeiterschaft muß durch einen 
vernünftigen Sozialismus aus ihrem Zustand niedrigster Sklaverei befreit werden. Das Truggebilde 
der autarken Wirtschaft muß in Europa verschwinden, jedes Volk, jeder einzelne hat ein Recht 
auf die Güter der Welt! 

Freiheit der Rede, Freiheit des Bekenntnisses, Schutz des einzelnen Bürgers vor der Willkür 
verbrecherischer Gewaltstaaten, das sind die Grundlagen des neuen Europa. 

Unterstützt die Widerstandsbewegung, verbreitet die Flugblätter! 

Inge Scholl: Die Weiße Rose. Erw. Neuausg. Frankfurt a. M. 1982, S. 96-121. 
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Material 7: Auszüge aus dem Rundschreiben 02/43 des kommissarischen Kreisleiters der 
NSDAP Kreis Ulm vom 25. Februar 1943 (Staatsarchiv Ludwigsburg, PL 502/32) 

Folgende Mitteilung wurde in den "Münchner Neuesten Nachrichten" vom Dienstag, 23. 
Februar 1943, veröffentlicht: 

Der Volksgerichtshof verurteilte am 22.2.43 im Schwurgerichtssaal des Justizpalastes den 24 
Jahre alten Hans Scholl, die 21 Jahre alte Sofia Scholl, beide aus München und den 23 Jahre 
alten Christof  Probst aus Innsbruck wegen Vorbereitung zum Hochverrat und wegen 
Feindbegünstigung zum Tode und zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte.  Das Urteil wurde 
am gleichen Tage vollzogen. 

Die Verurteilten hatten sich als charakteristische Einzelgänger durch das Beschmieren von 
Häusern mit staatsfeindlichen Aufforderungen und durch Verteilung hochverrätischer 
Flugschriften an der Wehrkraft und dem Widerstandsgeist des deutschen Volkes in schamloser 
Weise vergangen. Angesichts des heroischen Kampfes des deutschen Volkes verdienen derartige 
verworfene Subjekte nichts anderes als den raschen und ehrlosen Tod. 
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Material 8: Notiz aus dem Ulmer Tagblatt vom 29.4.1943 (StA Ulm, G 5 52). 
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